
Diese Hinweise sind eingebettet in Grundsatzfragen 
wirtschaftlicher Leitungs- und Führungstätigkeit ent­
sprechend den Bedingungen des ökonomischen Systems. 
Probleme im Zusammenhang mit den vom Verantwor­
tungsbereich her erfaßten Personen sowie der Inhalt 
der Begriffe „Entscheidungs- oder Verfügungsmiß­
brauch“ (S. 112 ff.) sind die Hauptfragen, die anhand 
von Beispielen gründlich erörtert werden.

Wirtschaftsfunktionäre erhalten hier auch bestimmte 
Hinweise zur Vorbereitung von Leitungsentscheidun­
gen (psychologische Aspekte der Entscheidung). Den 
Informationen als wesentlichen Bestandteilen der Vor­
bereitung einer begründeten Entscheidung wird breiter 
Raum gewidmet. Es ist den Autoren auch gelungen, 
diese Probleme in enger Beziehung zu den Fragen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit wegen Vertrauens­
mißbrauchs zu behandeln. Angebracht wäre hier jedoch, 
deutlich zu machen, daß die Pflichten aus Art. 3 StGB 
nicht neben den grundsätzlichen Planungsvorhaben 
oder sonstigen Leitungsentscheidungen stehen dürfen, 
sondern ihr Bestandteil sein müssen. Auf diese Zielstel­
lung der Entwicklung der Führungstätigkeit im Bereich 
der Volkwirtschaft hat der Ministerratsbeschluß vom 
26. November 1969 zum Bericht des Ministers der Justiz 
über die ersten Erfahrungen seit Erlaß des StGB bei 
der Durchsetzung der Verantwortung der Leiter der 
Staats- und Wirtschaftsorgane für die Verhütung von 
Straftaten bereits hingewiesen (vgl. dazu Duft, NJ 
1970 S. 472 ff.).

Mit der Behandlung der Abgrenzungsfragen zwischen 
..Eigentumsschäden“ und „wirtschaftlichen Schäden“ 
(S. 133 ff.) werden für die Theorie und Praxis wichtige 
Fragen behandelt und damit ein Beitrag zur Weiterent­
wicklung der Erkenntnisse auf diesem Gebiet geleistet. 
Breiten Raum widmen die Verfasser zu Recht auch 
der Erörterung der Fragen zur Wirtschaftsschädigung 
(§§ 166 ff. StGB) [S. 135 ff.], weil bei diesen Delikten 
sehr enge Verbindungslinien zu den Grundfragen von 
Verantwortung und Verantwortlichkeit in der Volks­
wirtschaft bestehen. Sowohl im allgemeinen als auch 
bei allen Tatbeständen des 5. Kapitels des StGB im 
besonderen wird der Bedeutung des Schuldprinzips im 
sozialistischen Strafrecht Rechnung getragen. Es wird 
auch für den Nichtjuristen verständlich dargestellt. 
Die Autoren haben sich bemüht, die Rechtsprechung, 
insbesondere die des Obersten Gerichts, mit zu ver­
arbeiten.

Für die weitere Vorbeugung und Bekämpfung der Kri­
minalität und anderer Rechtsverletzungen auf dem Ge­
biet der Volkswirtschaft und zur Durchsetzung der 
Verantwortung der Leitungskader für eine Atmosphäre 
der Gesetzlichkeit, Ordnung und Disziplin geben die 
Autoren im 3. Kapitel vielfältige Anregungen und Hin­
weise. Sie wollen dazu beitragen, daß die Anforderun­
gen aus Art. 90 der Verfassung und Art. 3 StGB für die 
Vorbeugung und Bekämpfung von Straftaten und ande­
ren Rechtsverletzungen spezifiziert und von den Wirt­
schaftsfunktionären als unmittelbarer Bestandteil ihrer 
Leitungstätigkeit erkannt werden. Dabei wurden viel­
fältige Erfahrungen und Hinweise verallgemeinert.

Mit dieser Arbeit liegt jetzt eine erste geschlossene 
Darstellung dieser Thematik durch Strafrechtswissen­
schaftler vor, die die Orientierungen der Beratung des 
Verfassungs- und Rechtsausschusses vom 26. November 
1969 (vgl. NJ 1970 S. 9 ff.) und die Festlegungen im be­
reits erwähnten Beschluß des Ministerrats vom glei­
chen Tage weitgehend berücksichtigt. Der Nutzen die­
ser insgesamt verdienstvollen Arbeit wäre für Rechts­
pflege- und Wirtschaftsfunktionäre noch höher, wenn 
von den Autoren stärker neue Initiativen der Werktä­
tigen in den Betrieben und der Leiter der Wirtschafts­
organe analysiert, praktikable Formen und Erfahrungen 
der Leitungstätigkeit zur Vorbeugung und Bekämpfung 
von Rechtsverletzungen aufgezeigt und weiter vermit­
telt worden wären.

Dr. Heinz D u f t ,  Sektorenleiter
im Ministerium der Justiz
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